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1
  BVerfGE 50, 50, 50; 50, 195, 202, 86, 90, 107; 107, 1, 24; RhPfVerfGH, AS 11, 73, 101 (dort auch zur his-

torischen Begründung); AS 11, 118, 134; VerfGH NW, OVGE 26, 286, 288; NdsStGH, OVGE 33, 497, 499; 

vgl. auch Meyer, in: FS Steenbock (2008), S. 14 m.w.N. 



 

 

                                                           
2
  RhPfVerfGH, AS 11, 118, 134. 

3
  RhPfVerfGH, AS 11, 73, 102 f. m.w.N.; 11, 118, 134. 

4
  BVerfGE 107, 1, 24. 

5
  BVerfGE 107, 1, 24; vgl. auch: OVG NW, OVGE 26, 286, 289. 

6
  BVerfGE 107, 1, 25; RhPfVerfGH, AS 11, 72, 103. 

7
  BVerfGE 107, 1, 25. 

8
  BVerfGE 107, 1, 25. 

9
  Vgl. RhPfVerfGH AS 11, 73, 103. 

10
  RhPfVerfGH AS 11, 73, 103. 

11
  RhPfVerfGH AS 11, 73, 103. 

12
  RhPfVerfGH AS 11, 73, 103; AS 11, 118, 134. 

13
  Meyer, a.a.O., S. 14. 

14
  RhPfVerfGH AS 11, 73, 104. 

15
  RhPfVerfGH AS 11, 73, 104; ebenso: OVG NW, OVGE 26, 286, 289. 
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  NdsStGH, OVGE 33, 497, 499 (LS 6). 
17

  VerfGH NW, OVGE 26, 286 (LS 2 b). 
18

  Vgl. LT-Drucks. 16/2799, S. 82. 
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b} Landesgesetz über die Bildung der Verbandsgemeinde Budenheim {LT-Drucks. 
16/2796} 

Auch für den Entwurf des Landesgesetzes über die Bildung der Verbandsgemeinde Buden­
heim ist regierungsseitig eine Anhörung der betroffenen kommunalen Gebietskörperschaf­
ten durchgeführt worden, deren Ergebnis ebenfalls Eingang in die Gesetzesbegründung 
(Seiten 55 ff.) gefunden hat. Das Vorbringen der verbandsfreien Gemeinde Budenheim vom 
23. August 2013 findet sich samt Erwiderungen der Landesregierung auf den Seiten 60 bis 
71. 

Auch insoweit dürfte der anwaltliche Vortrag einer angeblich erstmaligen Kenntnis der ver­
bandsfreien Gemeinde Budenheim von der Initiative der Landesregierung kaum glaubhaft 
sein. Letztlich gilt auch hier, dass die Interessenlage der verbandsfreien Gemeinde Buden­
heim im Rahmen der regierungsseitig durchgeführten Anhörung hinreichend ermittelt und 
dem Landtag in geeigneter Weise bekanntgegeben wurde. Ein darüber hinausgehender 
verfassungsrechtlicher Anspruch auf Anhörung durch das Parlament selbst besteht nach 
Maßgabe der dargelegten Rechtsprechung folglich nicht. 

c} Landesgesetz über die Eingliederung der Verbandsgemeinde Guntersblum in die 
Verbandsgemeinde Nierstein-Oppenheim 

Die im Rahmen der regierungsseitig durchgeführten Anhörung abgegebenen Stellungnah­
men der betroffenen kommunalen Gebietskörperschaften finden sich in der Gesetzesbe­
gründung auf den Seiten 60 ff. Die von der Verbandsgemeinde Guntersblum abgegebene 
Stellungnahme ist dort auf den Seiten 62 bis 64 wiedergegeben. 

Auch insoweit wird keine Rede davon sein können, dass die Verbandsgemeinde Gun­
tersblum von der Gesetzesinitiative der Landesregierung keine Kenntnis gehabt hätte. Der 
verfassungsrechtliche Anspruch auf Anhörung ist mit der regierungsseitigen Interessener­
mittlung erfüllt. Ein Anspruch auf weitere Anhörung vor dem Parlament besteht damit auch 
hier nicht. 

d} Schlussfolgerungen 

Auf der Grundlage der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung kann festgestellt werden, 
dass die Interessen der betroffenen kommunalen Gebietskörperschaften im Rahmen der 
regierungsseitig durchgeführten Anhörung in nicht zu beanstandender Weise ermittelt wur­
den und das Ergebnis dieser Interessenermittlung dem Landtag durch Aufnahme der abge­
gebenen Stellungnahmen in die jeweiligen Gesetzesbegründungen bekannt gegeben wur­
de. Dieses Verfahren dürfte aber unzweifelhaft sicherstellen, dass die Interessen der betrof­
fenen kommunalen Gebietskörperschaften in die parlamentarische Willensbildung einfließen 
und zur Grundlage der Entscheidung herangezogen werden. Der Ausschuss ist mithin in der 
Lage, sich eine abschließende Meinung zu bilden und dabei die Interessen der betroffenen 
kommunalen Gebietskörperschaften gegen die Interessen des Landes an einer Neuordnung 
abzuwägen. In dieser Situation gibt es für die von einer Gebietsänderung betroffenen kom­
munalen Körperschaften - wie der RhPNerfGH ausdrücklich festgestellt hat - aber gerade 
keinen Anspruch auf Anhörung durch das Parlament selbst. 



 

 

                                                           
19

  Vgl. etwa VerfGH NW, OVGE 26, 287, 289. 
20

  RhPfVerfGH, AS 11, 72, 106. 
21

  BVerfGE 86, 90, 108. 
22

  Vgl. etwa BVerfGE 86, 90, 108; RhPfVerfGH, AS 11, 118, 135 f. 
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  BVerfGE107, 1, 25; vgl. auch: NdsStGH, OVGE 33, 497, 499. 
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Modalitäten der Anhörung nach seinem Ermessen frei gestalten kann, solange das Anhörver­
fahren insgesamt geeignet bleibt, den gemeindlichen Belangen angemessen Rechnung zu 
tragen. 23 

Davon ist im vorliegenden Fall auszugehen. Zu berücksichtigen ist, dass die betroffenen 
kommunalen Gebietskörperschaften in ihrer Einladung - entgegen der anwaltlichen Behaup­
tung - schon nicht zur Abgabe einer (erneuten) schriftlichen Stellungnahme aufgefordert 
wurden. Stattdessen wurde lediglich auf die Selbstverständlichkeit hingewiesen, sich im Vor­
feld der mündlichen Anhörung ergänzend vor allem zu der bereits abgegeben schriftlichen 
Stellungnahme äußern zu können, deren mündliche Erläuterung und Vertiefung nach Maß­
gabe der Fragen der Ausschussmitglieder aber im Mittelpunkt stehe. Dass hierfür eine Vor­
bereitungszeit von einer Woche nicht ausreichen sollte, ist aber nicht ersichtlich. Hinzu 
kommt, dass die Anzuhörenden von den Fraktionen sukzessive benannt wurden, was die 
Vermutung einer vorherigen Terminabstimmung und damit Kenntnisnahme von der Anhö­
rung weit vor Erhalt der Einladung nahelegt. Mit Ausnahme der anwaltlich vertretenen 
kommunalen Gebietskörperschaften ist eine zu kurze Vorbereitungszeit von anderen Betrof­
fenen bislang auch nicht moniert worden. 

5. Ergebnis 

Als Ergebnis ist damit festzuhalten, dass ein Anspruch der von den Gesetzentwürfen betrof­
fenen kommunalen Gebietskörperschaften auf Anhörung durch das Parlament selbst von 
Verfassungs wegen in den hier zu prüfenden Fällen nicht bestehen dürfte. Der RhPNerfGH 
hat einen solchen Anspruch in der vorliegenden Situation einer regierungsseitig durchge­
führten Anhörung, deren Ergebnisse dem Landtag zur Kenntnis gegeben werden, explizit 
verneint. 

Besteht damit verfassungsrechtlich schon kein Anspruch auf Anhörung, können angeblich zu 
kurz bemessene Zeiträume zwischen Einladung und Anhörung auch keinen Rechtsverstoß 
begründen. Aber selbst bei Anlegung der Maßstäbe, die für verfassungsrechtlich gebotene 
Anhörungen gelten, dürften diese vorliegend noch erfüllt sein. Vor dem Hintergrund der 
schriftlichen Stellungnahmen, die Eingang in die Gesetzesbegründungen gefunden haben, 
und mit Blick auf den Umstand, dass es im Wesentlichen nur um deren mündliche Erläute­
rung vor dem Ausschuss geht, dürfte selbst auf der Grundlage verfassungsrechtlicher Maß­
gaben gegen die relative Kurzfristigkeit der Einladung im Ergebnis nichts einzuwenden sein. 

II. Stellungnahme zu den „Verfahrensanträgen" 

Die Stellungnahme zu den „Verfahrensanträgen" erfolgt getrennt zu den jeweiligen Gesetz­
entwürfen, für die sie gestellt sind. Der Klarstellung wegen sei darauf hingewiesen, dass es 
sich mangels eines gesetzlich fundierten Antragsrechts nicht um Anträge im förmlichen Sinn 
handelt. Dies schließt eine Beschlussfassung des Ausschusses über die vorgetragenen Bitten 
allerdings nicht aus. 
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1. Landesgesetz über die Eingliederung der Verbandsgemeinde lrrel in die Ver­
bandsgemeinde Neuerburg 

11 1. Die für den 12. November 2013 vorgesehene Anhörung wird um mindestens eine Kalen­
derwoche verschoben." 

Ob diesem Petitum stattzugeben ist, entscheidet der Ausschuss nach seinem freien Ermes­
sen. Verfassungsrechtliche Gründe, wonach einer Verschiebung zwingend stattgegeben 
werden müsste, bestehen entsprechend der vorstehenden Ausführungen nicht. 

11 2. Die in Ihrem Schreiben vom 6. November 2013 gesetzte Frist zur schriftlichen Stellung­
nahme zum Gesetzentwurf wird um mindestens einen weiteren Monat verlängert. 11 

Auch hierüber entscheidet der Ausschuss nach seinem freien Ermessen. Sinn einer Anhörung 
ist es, durch die Abgabe einer Stellungnahme noch auf die gesetzgeberische Maßnahme 
Einfluss nehmen zu können, was bis zur abschließenden parlamentarischen Beratung noch 
möglich ist. Auch ungeachtet einer Beschlussfassung des Ausschusses steht es jeder betrof­
fenen kommunalen Gebietskörperschaft frei, sich schriftlich an den Ausschuss zu wenden. 

Zur Richtigstellung ist aber darauf hinzuweisen, dass weder zur Abgabe einer schriftlichen 
Stellungnahme aufgefordert noch eine entsprechende Frist verfügt wurde. Wie ausgeführt, 
hatte die Verbandsgemeinde lrrel im Rahmen der regierungsseitigen Anhörung eine schrift­
liche Stellungnahme bereits abgegeben, die Eingang in die Gesetzesbegründung gefunden 
hat. Deren mündliche Erläuterung ist wesentlicher Gegenstand der Anhörung. 

11 3. Unserem Akteneinsichtsgesuch, gestellt mit Schreiben vom 23. August 2013, vgl. dort 
Seite 2 Ziffer 2. Und 3., wird zeitnah und vollumfänglich entsprochen. Des Weiteren wird uns 
ab dem Zeitpunkt der Aktenübersendung eine Frist von mindestens zwei Monaten zur Stel­
lungnahmen eingeräumt." 

Ein mit Schreiben vom 23. August 2013 gestelltes Akteneinsichtsgesuch liegt hier nicht vor -
und kann auch nicht vorliegen, weil der Gesetzentwurf am 24. September 2013 eingebracht 
wurde. Gemeint sind offenbar die Akten der Landesregierung, für die eine Einsichtnahme 
reklamiert werden soll. Sollte das geäußerte Akteneinsichtsgesuch von der Annahme ge­
prägt sein, das Parlament könne über Akten der Landesregierung disponieren und eine Ein­
sichtnahme Dritter ermöglichen, wäre dies eine grundlegende Fehlvorstellung über das ver­
fassungsrechtliche Verhältnis der legislativen zur exekutiven Gewalt. 

„4. Die nach dem derzeitigen Zeitplan zugunsten unserer Mandantin, vertreten durch den 
Bürgermeister, eingeräumte Redezeit von 10 Minuten wird um mindestens weitere 10 Minu­
ten verlängert. 11 

Eine Begrenzung der Redezeit auf zehn Minuten besteht nicht und ergibt sich insbesondere 
auch nicht in der Einladung zur Anhörung. 
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,,5. Uns ist spätestens morgen, den 7. November 2013, 14.00 Uhr, mitzuteilen, welche weite­
ren Personen in der Ausschusssitzung am 12. November 2013 angehört werden. 11 

Die Einforderung eines solchen Rechts entbehrt jeder rechtlichen Grundlage. Hierfür besteht 
auch kein Bedürfnis, da über die zur Anhörung Eingeladenen im Internetangebot des Land­
tags tagesaktuell informiert wird. 

11 6. Herr Zwank, Vorsitzender der SPD-Fraktion im VG Rat Irre/, ist kein Rederecht einzuräu­
men." 

Begründet wird dieser Verfahrensantrag damit, dass Herr Zwank für die Verbandsgemeinde 
lrrel nicht vertretungsberechtigt sei. In dieser Funktion ist der Anzuhörende offensichtlich 
aber auch nicht eingeladen. Im Übrigen entscheiden die Ausschüsse auf der Grundlage ihrer 
verfassungsrechtlich garantierten Autonomie eigenständig, welche Person sie anzuhören 
sind. 

2. Landesgesetz über die Bildung der Verbandsgemeinde Budenheim 

11 1. Die für den 12. November 2013 vorgesehene Anhörung wird um mindestens eine Kalen­
derwoche verschoben." 

Ob diesem Petitum stattzugeben ist, entscheidet der Ausschuss nach seinem freien Ermes­
sen. Verfassungsrechtliche Gründe, wonach einer Verschiebung zwingend stattgegeben 
werden müsste, bestehen entsprechend der vorstehenden Ausführungen nicht. 

11 2. Die in Ihrem Schreiben vom 6. November 2013 gesetzte Frist zur schriftlichen Stellung­
nahme zum Gesetzentwurf wird um mindestens einen weiteren Monat verlängert." 

Auch hierüber entscheidet der Ausschuss nach seinem freien Ermessen. Sinn einer Anhörung 
ist es, durch die Abgabe einer Stellungnahme noch auf die gesetzgeberische Maßnahme 
Einfluss nehmen zu können, was bis zur abschließenden parlamentarischen Beratung noch 
möglich ist. Auch ungeachtet einer Beschlussfassung des Ausschusses, steht es jeder betrof­
fenen kommunalen Gebietskörperschaft frei, sich schriftlich an den Ausschuss zu wenden. 

Zur Richtigstellung ist darauf hinzuweisen, dass weder zur Abgabe einer schriftlichen Stel­
lungnahme aufgefordert noch eine entsprechende Frist verfügt wurde. Wie ausgeführt, hatte 
die verbandsfreie Gemeinde Budenheim im Rahmen der regierungsseitigen Anhörung eine 
schriftliche Stellungnahme bereits abgegeben, die Eingang in die Gesetzesbegründung ge­
funden hat. Deren mündliche Erläuterung ist wesentlicher Gegenstand der Anhörung. 

„3. Unserem Akteneinsichtsgesuch, gestellt mit Schreiben vom 23. August 2013, vgl. dort 
Seite 2 Ziffer 2. Und 3., wird zeitnah und vol/umfänglich entsprochen. Des Weiteren wird uns 
ab dem Zeitpunkt der Aktenübersendung eine Frist von mindestens zwei Monaten zur Stel­
lungnahmen eingeräumt." 

Ein mit Schreiben vom 23. August 2013 gestelltes Akteneinsichtsgesuch liegt hier nicht vor -
und kann auch nicht vorliegen, weil der Gesetzentwurf am 24. September 2013 eingebracht 
wurde. Gemeint sind offenbar die Akten der Landesregierung, für die eine Einsichtnahme 
reklamiert werden soll. Sollte das geäußerte Akteneinsichtsgesuch von der Annahme ge­
prägt se in, das Parl ament könne über Akten der Landesregierung disponieren und eine Ein­
sichtnahme Dritter ermöglichen, wäre dies eine grundlegende Fehlvo rst ellung über das ver­
fa ssungsrecht liche Verhält nis d er legislativen zu r exekut iven Gewalt. 
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„4. Die nach dem derzeitigen Zeitplan zugunsten unserer Mandantin, vertreten durch ihren 
Bürgermeister, eingeräumte Redezeit von 10 Minuten wird um mindestens weitere 10 Minu­
ten verlängert." 

Eine Begrenzung der Redezeit auf zehn Minuten besteht nicht und ergibt sich insbesondere 
auch nicht in der Einladung zur Anhörung. 

3. Landesgesetz über die Eingliederung der Verbandsgemeinde Guntersblum in die 
Verbandsgemeinde Nierstein-Oppenheim 

,, 1. Die für den 12. November 2013 vorgesehene Anhörung wird um mindestens eine Kalen­
derwoche verschoben." 

Ob diesem Petitum stattzugeben ist, entscheidet der Ausschuss nach seinem freien Ermes­
sen. Verfassungsrechtliche Gründe, wonach einer Verschiebung zwingend stattgegeben 
werden müsste, bestehen entsprechend der vorstehenden Ausführungen nicht. 

,,2. Die in Ihrem Schreiben vom 6. November 2013 gesetzte Frist zur schriftlichen Stellung­
nahme zum Gesetzentwurf wird um mindestens einen weiteren Monat verlängert." 

Auch hierüber entscheidet der Ausschuss nach seinem freien Ermessen. Sinn einer Anhörung 
ist es, durch die Abgabe einer Stellungnahme noch auf die gesetzgeberische Maßnahme 
Einfluss nehmen zu können, was bis zur abschließenden parlamentarischen Beratung noch 
möglich ist. Auch ungeachtet einer Beschlussfassung des Ausschusses, steht es jeder betrof­
fenen kommunalen Gebietskörperschaft frei, sich schriftlich an den Ausschuss zu wenden . 

Zur Richtigstellung ist darauf hinzuweisen, dass weder zur Abgabe einer schriftlichen Stel­
lungnahme aufgefordert noch eine entsprechende Frist verfügt wurde. Wie ausgeführt, hatte 
die Verbandsgemeinde Guntersblum im Rahmen der regierungsseitigen Anhörung eine 
schriftliche Stellungnahme bereits abgegeben, die Eingang in die Gesetzesbegründung ge­
funden hat. Deren mündliche Erläuterung ist wesentlicher Gegenstand der Anhörung. 

„3. Die nach dem derzeitigen Zeitplan zugunsten unserer Mandantin, vertreten durch ihren 
Bürgermeister, eingeräumte Redezeit von 10 Minuten wird um mindestens weitere 10 Minu­
ten verlängert." 

Eine Begrenzung der Redezeit auf zehn Minuten besteht nicht und ergibt sich insbesondere 
auch nicht in der Einladung zur Anhörung. 

Wissenschaftlicher Dienst 


